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Samstag, 28. März 2020 Ratgeber Notariat

Abscha� ung von Inhaberaktien 
Am 1. November 2019 ist das Bundesgesetz zur Umsetzung von Empfehlungen des Globalen Forums über 
Transparenz und Informationsaustausch für Steuerzwecke in Kraft getreten. Diese Gesetzesänderung führt 
dazu, dass die meisten Inhaberaktien in der Schweiz in Namenaktien umgewandelt werden müssen.
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Bis anhin konnten Aktiengesellschaf-
ten ihre Aktien als Namen- oder als In-
haberaktien ausgestalten. Namenak-
tien sind Aktien, die auf den Namen des 
Eigentümers lauten. Der Aktionär ist 
im Aktienregister eingetragen. Bei In-
haberaktien gilt der Besitzer der Urkun-
de als Aktionär. Im Unterschied zu den 
Namenaktien ist der Aktiengesellschaft 
der Eigentümer der Inhaberaktien 
nicht zwingend bekannt. 

Anonymität ist nicht 
mehr gefragt

Grund für die Gesetzesänderung sind 
verschärfte Vorgaben aus dem interna-
tionalen Umfeld im Hinblick auf die 
Transparenz im Steuerrecht. Inhaber-
aktien werden als problematisch be-
trachtet, weil sie aufgrund ihrer Anony-
mität leicht für Steuerhinterziehung 
oder Geldwäscherei verwendet werden 
können. Mit der Abscha� ung der In-
haberaktien soll verhindert werden, 
dass die Schweiz auf einer schwarzen 
Liste der OECD – Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung – landet.

Zukünftig sind Inhaberaktien nur 
noch zulässig, wenn die Gesellschaft 
Beteiligungspapiere an einer Börse ko-
tiert oder die Inhaberaktien als Buch-
e� ekten ausgestaltet hat. Alle anderen 
Inhaberaktien müssen innerhalb von 
18 Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Gesetzesänderung – das heisst bis am 
30. April 2021 – in Namenaktien umge-
wandelt werden. Für die Umwandlung 
sind die Gesellschaftsstatuten anzupas-

sen. Dafür braucht es einen Beschluss 
der Generalversammlung, der ö� ent-
lich beurkundet wird. Werden die Inha-
beraktien nicht bis zum 30. April 2021 
umgewandelt, erfolgt die Umwandlung 
von Gesetzes wegen. Nach einer sol-
chen Umwandlung muss die Gesell-
schaft bei der nächsten Statutenände-
rung die Statuten entsprechend anpas-

sen. Das Handelsregisteramt weist jede 
Anmeldung zur Eintragung einer Sta-
tutenänderung zurück, solange diese 
Anpassung nicht vorgenommen wurde.

Gesetzlich vorgeschriebene 
Meldep� icht

Nach der Umwandlung trägt die Ge-
sellschaft diejenigen Aktionäre in das 

Aktienbuch ein, die ihre im Gesetz 
vorgesehene Meldep� icht erfüllt ha-
ben. Aktionäre, die ihrer Meldep� icht 
bis am 30. April 2021 nicht nachge-
kommen sind, können innert fünf 
 Jahren nach Inkrafttreten der neuen 
Bestimmungen beim Gericht ihre Ein-
tragung beantragen. Wird innerhalb 
dieser Frist kein Antrag gestellt, so 
werden die betro� enen Aktien von 
Gesetzes wegen nichtig. Die jeweili-
gen Aktionäre verlieren ihre mit den 
Aktien verbundenen Rechte. Aktio-
näre, deren Aktien ohne eigenes Ver-
schulden nichtig geworden sind, 
 können unter bestimmten Vorausset-
zungen innerhalb von zehn Jahren 
Entschädigungsansprüche geltend 
machen. 

Neugründungen von Aktiengesell-
schaften mit Inhaberaktien sind seit 
dem 1. November 2019 nur noch ein-
geschränkt möglich.

Das Wichtigste 
in Kürze

Zusammenfassend kann Folgendes 
festgehalten werden: Aktiengesell-
schaften mit Inhaberaktien, die nicht 
unter eine der erwähnten Ausnahmen 
fallen, müssen bis am 30. April 2021 
ihre Inhaberaktien in Namenaktien 
umwandeln. Besitzer von Inhaberak-
tien solcher Gesellschaften haben sich 
bei den Gesellschaften zu melden, da-
mit sie als Namenaktionäre in das Ak-
tienbuch eingetragen werden. Kom-
men sie dieser Meldep� icht nicht oder 
nur verspätet nach, riskieren sie den 
Verlust der mit der Aktie verbundenen 
Rechte.

Aargauer 
Urkundspersonen – 
Ihre Ansprechpartner

Die heutige Themenseite der Aargau-
ischen Notariatsgesellschaft – des 
Berufsverbandes der aargauischen 
Urkundspersonen – befasst sich mit 
den am 1. November 2019 in Kraft 
getretenen Gesetzesänderungen im 
Gesellschaftsrecht sowie der Revi-
sionsp� icht von Unternehmen. Die 
Gesetzesänderung hat zur Folge, dass 
Inhaberaktien praktisch abgescha� t 
werden. Inhaberaktien sind bis am 
30. April 2021 mit wenigen Ausnah-
men in Namenaktien umzuwandeln. 
Zusätzlich wurden die Transparenz-
vorschriften für Aktiengesellschaften 
und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung präzisiert und mit strafrecht-
lichen Konsequenzen verschärft. 

Verantwortlich für diese Seite zeich-
nen Roman Fehlmann, Brugg; Georg 
Klingler, Baden; Martin Ramisberger, 
Nussbaumen; Georg Schärer, Aarau; 
und die Unterzeichnende.

Ich danke allen Beteiligten, insbeson-
dere dem Autor und unserer Illustra-
torin, Nathalie Suter, Kölliken, für ihre 
Arbeit.

Für die ANG:
Nicole Erne, Baden

Mehr Informationen unter: 
www.aargauernotar.ch

Der nächste «Ratgeber Notariat» 
erscheint am 27. Juni 2020.

Dieser Beitrag wurde vom Verlag in 
Zusammenarbeit mit der Aargau-
ischen Notariatsgesellschaft erstellt.

Welche Unternehmen sind revisionsp� ichtig? 
Nicht jedes Unternehmen ist verp� ichtet, seine Jahresrechnung durch eine Revisionsstelle überprüfen 
zu lassen. Die Grösse und die Bedeutung des Unternehmens sind massgebend, ob das Unternehmen 
der Revisionsp� icht unterliegt. 

lic. iur. Georg Klingler

Die Revisionsstelle ist ein unabhängi-
ges externes Kontrollorgan, welches 
insbesondere prüft, ob die Jahresrech-
nung eines Unternehmens den gesetz-
lichen Vorschriften und den Gesell-
schaftsstatuten entspricht. Nicht jedes 
Unternehmen ist verp� ichtet, seine 
Jahresrechnung durch eine Revisions-
stelle überprüfen zu lassen. Massge-
bend für die Revisionsp� icht sind Grös-
se und Bedeutung des Unternehmens. 
Einzelunternehmen und Personen-
gesellschaften unterliegen keiner Revi-
sionsp� icht. 

Das Gesetz unterscheidet zwei Ar-
ten von Revisionen: die ordentliche 
Revision und die eingeschränkte Re-
vision.

Ordentliche und 
eingeschränkte Revision

Publikumsgesellschaften, Gesellschaf-
ten, die zur Erstellung einer Konzern-
rechnung verp� ichtet sind, sowie wirt-
schaftlich bedeutende Unternehmen 
sind zu einer ordentlichen Revision ver-
p� ichtet. Ein Unternehmen wird als 
wirtschaftlich bedeutend bezeichnet, 
wenn zwei der nachfolgenden Grössen 
in zwei aufeinanderfolgenden Jahren 
überschritten werden:

— Bilanzsumme von CHF 20 Mio.,
— Umsatz von CHF 40 Mio.,
— 250 Vollzeitstellen.
Unternehmen, die nicht zu einer or-
dentlichen Revision verp� ichtet sind, 
unterliegen grundsätzlich der einge-
schränkten Revision. Die einge-
schränkte Revision ist im Vergleich zur 

ordentlichen Revision deutlich weni-
ger umfangreich.

Verzicht auf 
Revision

Das Gesetz sieht vor, dass auf eine 
 eingeschränkte Revision verzichtet 
werden kann, wenn das Unternehmen 

weniger als 10 Vollzeitstellen im Jahres-
durchschnitt hat und sämtliche Ak-
tionäre bzw. Gesellschafter mit dem 
Verzicht einverstanden sind. Der Ver-
zicht auf die Wahl einer Revisionsstelle 
und die Durchführung einer einge-
schränkten Revision wird als Opting- 
out bezeichnet.

Wirtschaftlich berechtigte Personen
Seit einigen Jahren bestehen für Aktio-
näre und Gesellschafter von Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH) verschiedene Melde- und Ver-
zeichnisführungsp� ichten. Mit diesen 
Meldep� ichten soll eine höhere Trans-
parenz der Besitzverhältnisse von Ge-
sellschaften erreicht werden. Diese 
Meldep� ichten gelten nicht bei Publi-
kumsgesellschaften.

Meldung der wirtschaftlich 
berechtigten Person

Wer allein oder in gemeinsamer Ab-
sprache mit Dritten Inhaber- oder Na-
menaktien bzw. Stammanteile einer 
GmbH erwirbt und dadurch den 
Schwellenwert von 25% des Aktien- 
oder Stammkapitals oder der Stimmen 
erreicht, muss der Gesellschaft die 

an den erworbenen Aktien oder Antei-
len wirtschaftlich berechtigte Person 
mitteilen, für welche er letztlich han-
delt. Solange der Aktionär/Anteils-
inhaber seinen Meldep� ichten nicht 
nachgekommen ist, ruhen die Mit-
gliedschaftsrechte (insbesondere 
Stimmrecht) und Vermögensrechte 
(z. B. Dividende).

Verzeichnis-
führungsp� icht

Aktiengesellschaften und GmbHs sind 
verp� ichtet, ein Verzeichnis über die 
der Gesellschaft gemeldeten wirt-
schaftlich berechtigten Personen zu 
führen. Aktiengesellschaften, die noch 
über Inhaberaktien verfügen, müssen 
zudem ein Verzeichnis über sämtliche 
Inhaberaktien führen. 

Das oberste Leitungsorgan der Gesell-
schaft (Verwaltungsrat bzw. Geschäfts-
führung) ist verp� ichtet, sicherzu-
stellen, dass keine Aktionäre oder 
 Gesellschafter unter Verletzung der 
Meldep� ichten ihre Mitgliedschafts- 
und Vermögensrechte ausüben.

Neue 
Stra� estimmungen

Seit dem 1. November 2019 wird die 
vorsätzliche Verletzung der P� icht des 
Aktionärs, den wirtschaftlich Berech-
tigten zu melden, mit Busse bestraft. 
Ebenso mit Busse bestraft wird, wer 
vorsätzlich der P� icht zur Führung 
eines Verzeichnisses der wirtschaftlich 
berechtigten Personen nicht nach-
kommt.
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Hätten Sie gewusst, dass …

— die Frist zur Umwandlung von Inha-
beraktien in Namenaktien am 30. April 
2021 ausläuft? Danach werden Inhaber-
aktien von Gesetzes wegen in Namen-
aktien umgewandelt.
— die Umwandlung von Inhaberaktien 
in Namenaktien über eine Statuten-
änderung erfolgt, die öffentlich be-
urkundet werden muss?
— der Aktionär/Gesellschafter ab 
einem Beteiligungserwerb von 25% des 
Gesellschaftskapitals oder der Stim-
men innert Monatsfrist zur Meldung der 
wirtschaftlich berechtigten Person ver-
pflichtet ist?
— in Namenaktien umgewandelte In-
haberaktien bei Verletzung der Melde-
pflichten (z. B. Meldung der wirtschaft-
lich berechtigten Person) am 1. Novem-
ber 2024 nichtig werden?
— Aktionäre ihre Stimmrechte in der 
Generalversammlung nur ausüben 
 können, wenn sie im Aktienbuch ein-
getragen sind?
— nicht nur ein Aktienbuch, sondern 
auch ein Verzeichnis der wirtschaftlich 
berechtigten Person zu führen ist?
— die Verletzung der Meldepflicht der 
wirtschaftlich berechtigen Person zum 
Verlust der Mitgliedschafts- und Ver-
mögensrechte führt und mit Busse be-
straft werden kann?

Inhaberaktien ab 1. Mai 2021 fast nur noch 
bei börsenkotierten Unternehmen. Bild: zvg


